
 

Weitere Informationen und Quellen unter https://www.erwerbslos.de/aktivitaeten  

  

  Jetzt handeln: 
  Soziale Sicherheit  
  ist Menschenrecht! 
 

Die menschenverachtende Kampagne, die das „Bürgergeld“ seit seiner Einführung nahezu ununterbrochen 
begleitet, erreicht im aktuellen Bundestagswahlkampf einen vorläufigen Höhepunkt. 
Sozialleistungsbeziehende werden beschimpft, beleidigt und ausgegrenzt - mit dem Ziel, Menschen mit 
geringem Einkommen gegeneinander auszuspielen, deren Existenzminimum noch weiter herabzusetzen, 
den Niedriglohnsektor auszudehnen und die Zerschlagung der sozialen Sicherungssysteme zu erweitern.  
Der Angriff auf sozialstaatliche Errungenschaften ist nicht neu: Dagegen haben wir uns schon 2003/2004 
bei der Einführung von „Hartz IV „gewehrt und rufen nun erneut zum Widerstand auf.  

Weder das Bürgergeld, noch die Leistungen für Asylbewerber:innen sind hoch genug, um davon auch nur 
annährend ein menschenwürdiges Leben zu bestreiten. Für Asylbewerber:innen werden die Leistungen 
sogar gesenkt und Bezahlkarten eingeführt - quasi als Probelauf für Einschränkungen bei allen anderen 
Sozialleistungen. Auch die CDU-Pläne für eine „neue Grundsicherung“, die nach den Wahlen das Bürgergeld 
ersetzen soll, lassen für einkommensarme Menschen das Schlimmste befürchten. 

Vor und nach der Bundestagswahl im Februar 2025 ist es wichtig zu handeln und nicht nur zu reagieren. Es 
könnten sich Initiativen vor Ort bilden, bestehend aus Erwerbslosengruppen, Gewerkschaften, 
Migrations/Flüchtlingsgruppen und auch Friedensgruppen (eine der Begründungen für die vermeintliche 
Notwendigkeit des Kahlschlags im Sozialbereich ist die kostenintensive Militarisierung Deutschlands).  

Aktiv werden 

gegen Lügen und Diffamierungen: 

„Das Bürgergeld ist zu hoch!“ 

Der Regelsatz beträgt aktuell 563 € im Monat für eine Einzelperson. Bürgergeldbeziehende leben an oder 
unter der Armutsgrenze. Für Nahrungsmittel und Getränke stehen 6,50 € pro Tag zur Verfügung. Eine 
gesunde Ernährung ist damit nicht gewährleistet. Statt den Regelsatz zu senken, müsste dieser um rund 
250 € erhöht werden! 
Auch die Behauptung, das Bürgergeld sei 2024 übermäßig erhöht worden, ist nicht stimmig. Zwischen 2021 
und 2023 hatten Bürgergeldbeziehende starke Kaufkraftverluste (hohe Preise für Lebensmittel und 
Energie), die selbst durch die Erhöhungen in 2023 und 2024 nicht vollständig ausgeglichen wurden. Nach 
Angaben des Statistischen Bundesamts sind insbesondere die Verbraucherpreise für Lebensmittel und 
nichtalkoholische Getränke in den vergangenen vier Jahren um 34% gestiegen, was keinesfalls von 
Lohnerhöhungen und Sozialleistungen aufgefangen wurde. 

„Bürgergeldbeziehende wollen nicht arbeiten!“ 

Lediglich rund ein Drittel der Bürgergeldbezieher:innen ist aktuell überhaupt erwerbslos, von den 5,5 
Millionen Betroffenen sind das rund 1,7 Millionen. Diese haben meist keine Ausbildung oder eine 
Ausbildung für einen Beruf, nach dem es keine Nachfrage mehr gibt. Viele haben nicht einmal einen 
Schulabschluss. Es gibt in Deutschland aber keinen Hilfskräftemangel, sondern einen Fachkräftemangel. Bei 
freien Stellen, für die eine entsprechende Qualifikation nötig ist, haben diese Arbeitssuchenden keine 
Chance. Jeder Dritte dieser “grundsätzlich Vermittelbaren” leidet zudem an einer körperlichen oder 
psychischen Erkrankung, die meist sowohl der Grund dafür ist, keine Erwerbsarbeit zu haben als auch dafür, 
keine zu finden. Suchtkrankheiten und Schulden, familiäre und psychosoziale Not gehören zu den 
komplexen Problemen viele Betroffener. Mit Faulheit hat das alles nichts zu tun und rechtlos sind die 
Betroffenen deshalb schon lange nicht! 

https://www.erwerbslos.de/aktivitaeten


 

 

Rund 800.000 Personen erhalten Bürgergeld, obwohl sie in Lohnarbeit sind (im Amtsdeutsch werden sie 
„Aufstocker:innen“ genannt) und ein Großteil der Arbeitssuchenden pflegt und versorgt Kinder oder 
pflegebedürftige Familienangehörige - eine Arbeit, die oftmals nicht als solche anerkannt wird! 

„Arbeiten lohnt sich nicht für Bezieher:innen von Bürgergeld!“ 

Wer arbeitet und alle verfügbaren Sozialleistungen, zum Beispiel Wohngeld und Kinderzuschlag bezieht, hat 
in jedem Fall mehr Geld zur Verfügung als Menschen, die nicht arbeiten und ausschließlich Bürgergeld 
beziehen. Außerdem erwerben pflichtversicherte Beschäftigte Ansprüche auf die Rente, die es bei 
Bürgergeld nicht gibt. Die Behauptung, Erwerbstätige wechselten massenhaft aus einem bestehenden 
Beschäftigungsverhältnis in den Bürgergeldbezug, ist frei erfunden und reine Propaganda, um die Höhe der 
Grundsicherung zu torpedieren! 

„Sanktionen sind nötig, damit die Betroffenen sich bewegen!“ 

Braucht es Sanktionen, damit Menschen sich tatsächlich um Arbeit bemühen? Wissenschaftliche 
Untersuchungen haben ergeben, dass Sanktionen zwar eine Wirkung haben, aber nicht den beabsichtigten 
bzw. behaupteten Effekt, Menschen langfristig in Arbeit zu bringen. Im Gegenteil: Die stärkste Wirkung, die 
von Sanktionen ausgeht, ist Einschüchterung und Stigmatisierung. Die Menschen fühlen sich kontrolliert 
und bestraft. Bereits die Androhung von Sanktionen verstärkt bei den Betroffenen das Gefühl von 
Ausweglosigkeit und Isolation und kann sogar Krankheiten verursachen und verstärken. Durch Sanktionen 
steigt die Gefahr von Wohnungsverlust und Hunger. 
Laut Statistik der Bundesagentur für Arbeit wurden von denjenigen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
standen, weit weniger als ein Prozent sanktioniert, weil sie Stellenangebote ablehnten! 

„Migrant:innen nutzen das Sozialsystem aus!“ 

Es gibt keinerlei Belege, dass Sozialleistungen wie das Bürgergeld Menschen nach Deutschland locken. 
Expert:innen betonen, dass Migration viele Ursachen hat. Die Gründe für Migration in ökonomischen 
Anreizen zu suchen, sei zu simpel, schreibt auch der wissenschaftliche Dienst des Bundestages in einer 
Analyse. 

Geflüchtete unterliegen gegenüber Bürgergeldbezieher:innen einem besonderen Zwangssystem: sie 
werden mit Bezahlkarten diskriminiert und erhalten weniger Geld. Zudem steht der Bezug von 
Sozialleistungen oftmals einem langfristigen Aufenthaltstitel entgegen.  

„Der Etat fürs Bürgergeld ist so hoch wie der Wehretat!“ 

Im Bundeshaushalt 2024 liegen die Ausgaben für das Bürgergeld bei 26,5 Milliarden Euro plus 11,5 
Milliarden Euro an Kosten für Wohnung und Heizung = 37,6 Milliarden Euro. Die Ausgaben für Verteidigung 
belaufen sich auf 72 Milliarden Euro (inklusive Zuschüssen aus dem „Sondervermögen“)! 

Einstehen für 

 das Recht auf ein gutes Leben! 
 einen Regelsatz, der ein sozio-kulturelles Existenzminimum ermöglicht! 
 ein sanktionsfreies Regelungswerk! 
 eine freie Bildungs- und Wohnungswahl! 
 ein Klima des Willkommens, der Hilfsbereitschaft und fachlicher Unterstützung durch die 

Jobcenter! 
 eine Beteiligung der Betroffenen an allen für sie wichtigen politischen Entscheidungen! 
 eine Gleichstellung von Menschen mit und ohne deutschen Pass! 

Keine Kürzungen des Sozialetats zugunsten der Militarisierung Deutschlands! 

Gesellschaftlichen Reichtum umverteilen, Vermögenssteuer wieder einsetzen! 

https://www.deutschlandfunk.de/flucht-migration-102.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/799860/b555457732e3ec012177cdf4357110a0/WD-1-027-20-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/799860/b555457732e3ec012177cdf4357110a0/WD-1-027-20-pdf-data.pdf
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Das Bürgergeld sei zu hoch! 

https://www.dgb.de/service/ratgeber/buergergeld/ 

https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/regelsaetze-bleiben-armutssaetze-paritaetischer-
kritisiert-geplante-anhebung-der-regelsaetze-als-viel-zu-niedrig/ 

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Zusammenfassung_Parit%C3%A4t_Expertise-
Becker_2024.pdf 

 

Bürgergeldbeziehende wollen nicht arbeiten! 

https://www.iab-forum.de/arbeitslose-im-grundsicherungsbezug-vaeter-nehmen-unguenstige-
arbeitszeiten-und-lange-arbeitswege-eher-in-kauf-als-muetter/ 

 

Arbeiten lohne sich nicht für Bezieher:innen von Bürgergeld! 

https://www.wsi.de/de/interview-bettina-kohlrausch-buergergeld-lohnabstand-52773.htm 

https://www.ifo.de/pressemitteilung/2024-01-17/arbeit-fuehrt-deutschland-immer-zu-hoeheren-
einkommen-als-nichtstun 

 

Sanktionen seien nötig, damit die Betroffenen sich bewegen! 

https://www.fr.de/wirtschaft/jedes-jahr-eine-arbeit-so-viele-buergergeld-empfaenger-verweigern-statistik-
zr-92757984.html 
https://doku.iab.de/kurzber/2024/kb2024-15.pdf 

https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100458194/buergergeld-debatte-wie-
viele-totalverweigerer-gibt-es-wirklich-.html 

 

Migrant:innen nutzen das Sozialsystem aus! 

https://www.bundestag.de/resource/blob/799860/b555457732e3ec012177cdf4357110a0/WD-1-027-20-
pdf-data.pdf 
https://www.diw.de/de/diw_01.c.928637.de/publikationen/wochenberichte/2024_49_1/gefluechtete_sen
den_seltener_geld_ins_ausland_als_andere_migrant_innen.html 

Migrant:innen nutzen das Sozialsystem aus! 

Faktencheck von Wirtschaftsprofessor Jens Südekum auf X zu der Aussage von Markus Söder „Das 
Bürgergeld kommt mittlerweile im Etat ungefähr an das heran, was wir für Verteidigung ausgeben.“ bei 
‚Caren Miosga‘ am 17.11.24.  

 

 

Das Bündnis ‚AufRecht bestehen‘ wird getragen von: Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO), 
„ARBEITSLOS - NICHT WEHRLOS“ Wolfsburg (ANW), BASTA!, Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre 
Lebenslagen (BAG-PLESA), Bundeserwerbslosenausschuss ver.di, , Gewerkschaftliche Arbeitslosengruppe 
im DGB-KV Bonn/Rhein-Sieg, Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), Tacheles 
e.V. Wuppertal, Widerspruch e.V. Bielefeld und anderen örtlichen Bündnissen und Initiativen. 
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